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162. JahrgangK L36 Donnerstag , den S. Oktober ISIS

ettagr zur Karlsruher Zeitung
Badischer Staatsanzeiger

Amtliche Bekanntmachung .
Bekanntmachung.

Auf Grund der Verordnung über die Kartoffelver¬
sorgung vom 18. Juli ISIS (ReichsgesetzblattSette 738)
wird bestimmt :

8 1 ."
Die Versorgung der Bevölkerung mtt Speisekartof -

feln (8 2 der Verordnung über die Kartoffelverwrgung)
ist nach dem vom Reichsernährungsminister für me
versorgungsberechtigte Bevölkerung jeweils festgesetzten
Wvchenkopfsatze zu regeln .

8 2,
Die Kommunalverbände haben zur Deckung des Be¬

darfs an Kartoffeln nach Anweisung der Relchskartos.
felstelle oder der Vermittlungsstellen (3 6 der Verord¬
nung über die Kartoffelversorgung) die in ihrem Be-
zirke geernteten Kartoffelmengen ficherzustellen. Bei
Kärtoffelerzeugern mit zweihundert Quadratmetern
Kartoffelanbaufläche und weniger findet eine Sicher¬
stellung nicht statt.

Die sicherzustellenden Mengen sind für jeden ein¬
zelnen Kartoffelerzeuger , sodann für jede Gemeinde ,
leden Kommunalverband und jede Vermittlungsstelle
festzustellen.

Der Feststellung bei den einzelnen Kartoffelerzeu¬
gern ist ein nach Maßgabe der Anordnungen der
Reichskartoffelstelle gespitzter Ernte -Ertrag zugrunde
zu legen. Von dem Ertrage sind abzuziehen : der Ei-
genbedarf des Kartoffelerzeugers und der Angehörigen
seiner Wirtschaft nach dem Maßstab von einundeinhalb
.Pfund für den Tag und Kopf, der Saatgutbedarf in
Höhe von vierzig Zentnern für das Hektar der Anbau¬
fläche 1918 sowie die von dem Ausschuß für Pflanz¬
rartoffeln der landwirtschaftlichen Körperschaften
Deutschlands als Originalzüchtungen oder Stauden¬
auslese (Eigenbau ) erklärten Saatkartoffeln .

Die verbleibende Menge wird sichergestellt . Trotz
der Sicherstellung darf der Kartofselerzeuger Kartof¬
feln gemäß den Vorschriften über den Verkehr Mit
Saatkartoffeln als Saatgut absetzen , sowie in Anrech¬
nung auf den von der Reichskartoffelstelle festzusetzcu -
den Schwundsatz Kartoffeln der im Z 7 Absatz 1 be-
zeichneten Art in der eigenen Wirtschaft verwenden
und Deputatverpflichtungen erfüllen . Die Verarbei¬
tung der Kartoffeln in Brennereien , Trocknereien und
Stärkefabriken ist nach Maßgabe der Bestimmungen
in 88 4- S zulässig.

8 4.
Unternehmer landwirtschaftlicher "Betriebe dürfen

in der eigenen Brennerei so viel selbschebaute Kar¬
toffeln verarbeiten , als einem Drittel des Brennrechts
bei einem Verbrauche von achtzehn Zentnern Kartof¬
feln für das Hektoliter reinen Alkohol entspricht. Das
gleiche gilt für Genossenschaften und sonstige Vereini¬
gungen , die eine Brennerei betreiben , hinsichtlich der
von den Mitgliedern gebauten Kartoffeln .

Die ReichSkartosfelstelle trifft mit Zustimmung deS
Reichsernährungsministers die näheren Bestimmun¬
gen . Mit Zustimmung der Reichskartoffelstelle oder
der von ihr beauftragten Stelle dürfen Kartoffeln
auch in anderen als den im Absatz 1 vorgesehenen Fäl¬
len in Brennereien verarbeitet werden.

8 S.
Kartoffeln dürfen in Trocknereien und Stärke¬

fabriken nur insoweit verarbeitet werden , als sie von
- er Reichskartoffelstelle oder von ihr bestimmten Stel¬
len zur Verarbeitung freigegeben oder zugewiesen sind.

Die Reichskartoffelstelle trifft mit Zustimmung deS
Reichsernährungsministers die näheren Bestimmungen .

8 «.
Die Vorschriften über die Ablieferung der hergestell¬

ten Erzeugnisse an die Trockenkartoffrl-Verivertungs -
Gesellschaft, die Spiritus -Zentrale , die Süddeutsche
Spiritusindustrie , Kommanditgesellschaft auf Atrien ,
Zweigniederlassung München, oder an das Brannt -
tveinmonopolamt bleiben' unberührt .

Verordnung
Kartosftlversorgnrrg drtr.

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 18. Juli
ISIS über die Kartofselversorgung (Reichsgesetzblatt
Seite 788 ) und der Verordnung des ReichSernährungs-
ministerS vom 4 . September ISIS über Kartoffeln
(Reichsgesetzblatt Seite 1511) in Verbindung mit der
Bundesratsverordnung vom 25. September 1917 über
die Errichtung von Preisprüfungsstellen und die Ber -
sorgnngsregelung in der Fassung der Bekanntmachun¬
gen vom 4 . November 1S15, 5. Juni 1816 und 6. Juli
191« (Reichsgesetzblatt 1916 Sette «07, 7S8). Reichs¬
gesetzblatt 191« Seite 489, 878 ) wird verordnet , was
folgt :

I. Znständigkeitsbestimmungr «. «
81 -

Im Sinne der Bundesratsverordnung vom 18.
Juli ' 918 und der Verordnung des RerchSer -' ährungs -
MinisterS vom 4. September ISIS ist LandeSzentral -
behörde das Ministerium ' deS Innern ; höhere Verwal¬
tungsbehörde ist der Landeskommissär, untere Berwal -

ngsbehörde das Bezirksamt ; letzteres ist auch zu-
ständig zu Anordnungen gemäß 8 11 Satz 2 der Bun -
dcsralsvero . dnung vom 18. Juli 1918.

Vermittlungsstelle im Sinne des 8 6 der Burches-
ratsverordnung vom 18. Juli 1S18 ist die beim Sta¬
tistischen LondeSamt errichtete . Badische Kartoffe .Ver¬
sorgung "

; die Bestimmungen unserer Verordnung vom
2 März 1S18, Regelung der Versorgung mit Speise¬
kartoffeln betreffend (Gesetzes - und Verordnungsblatt
Seite 47 ) bleiben aufrecht erhalten .

H . Aufbringung der Kartoffeln.
§ 2.

Die KommAnalverbände haben die ihnen von - er
Badischen Kartoffelversorgung zur Sicherstellung und
Lieferung aufgegebenen KartoffelmenMn auf die Ge¬
meinden zu verteilen . In gleicher Weise können sie
zwecks Sicherstellung und Aufbringung sderjenigen

Mengen , welche zur Deckung des eigenen Bedarfs des
Kommunalverbands erforderlich sind , verstchren.

In den Gemeinden erfolgt die Unterverteilung aufdie Kartoffelerzeuger durch den Gemeinderat . Die
einzelnen Kartoffelerzeuger haben die bei ihnen sicher-
gestellten Mengen getrennt von den übrigen Kartoffel-Vorräten aufzubewahren ; sie find verpflichtet- die zur
Erhaltung und Pflege erforderlichen Handlungen vor¬
zunehmen . Die fichergestellte « Mengen dürfen nicht
verbraucht , noch darf durch Rechtsgeschäft über sie ver-
fügt werden.

Die Kommunalverbände haben die zur Lieferung
aufgegebenen Mengen der Geschäftsstelleder Basischen
Kartoffelversorgung rechtzeitig zur Verfügung zu fiel-len und nach deren Weisung zu versenden. Die auf¬
gegebenen Mengen sind Mindestmengen.

Die Erwerbung der Kartoffeln erfolgt durch Auf¬
käufer, welche vom Kommunalverband des Erzeugung »,
orts im Benehmen mit der Geschäftsstelle der Badi -
scheu Kartoffelversorgung bestellt sind ; Lei der Be-
stellung als Aufkäufer sin- die im KommunalverbandS -
Lezirke tätige « landwirtschaftlichen Organisationen in
erster Reihe zu berücksichtigen .

8 3.
Bestehen nach Auffassung de» Gemeinderats Zweifel,ob die auferlegten Mengen in der Gemeinde sicherge-

stellt oder abgeliefert werden Wunen- so ist dies dem
Kommunalverband anzuzeigen.

Der Kommunalverband entsendet in eine solcheGemeinde einen aus beeidigten Sachverständigen be.
stehenden Ausschuß, welcher die vorhandenen Beständebei den einzelnen Kartoffelerzeugern nachprüst undüber Las Ergebnis dem Kommunalverband berichtet.Der Kommunalverband hat diejenigen Kartoffelmen¬
gen, welche in einer Gemeinde nicht sichergestellt oder
abgeliefert werden können, auf andere Gemeinden des
Kommunalverbandes zu verteilen . Sollte auch dies
nicht möglich sein, so ist Vorlage ab, die Badische Kar -
toffelversorgung zu erstatten.

8 ' »
Kartoffeln dürfen nur »^ füttert werden , wenn sie

nicht gesund sind oder die Mrndestgröße » n e»uem' Zoll
(8,72 Zentimeter ) nicht erreichen.

Erzeugnisse der Kartoffeltrocknerei und «der Kar¬
toffelstärkefabrikatton dürfen weder verfüttert noch zu
Futterzwecken vergällt oder mit anderen Stoffen l-er-
rneugt werden . Dies gilt nicht für Erzeugnisse der
Kartoffeltrocknerei , die von der Reichskartoffe' stelle
oder von der ihr bestimmten Stelle zur Berfütterung
freigegeben sind . Außerdem dürfen Kartofselerzeuger
die aus selbstgebauten Kartoffeln der im Absatz 1 be-
ziechneten Art zulässigerweife hergestellten Trocken¬
erzeugnisse im eigenen landwirtschaftlichen Betr -ebe
verfüttern .

- 8 8.Wer den Anordnungen einer Landeszeines Kommunalverbands oder einer E
die Sicherstellung und Lieferung der sichergestell !
Kartoffelmengen zuwiderhandelt , wird, soweit ni
eine Bestrafung nach 8 18 Nr . 2 der Verordruma ül
L,c Kartoffelversorgung eintritt , mit Geldstrafe bis
ernhundectfünszig Mark oder mit Haft bestraft .Zuwiderhandlungen gegen di« Bestimmungen in d
88 4, 5 , 7 werden nach 8 18 Nr . 1 der Verordnung üldie Kartoffelversorgung bestraft.

8 S.
Diese Vecordnung tritt mit dem Tage der Verki

dlgung rn Kraft . Mtt dem gleichen Tage treten die V
Amung über Kartoffeln vom 2 . September '

1!
(ReichSgesetzblatt Seite i1096) und die Verordn »wer Kartoffeln vom 30 . Oktober ISIS (Reichsgesblatt « eit« 1281 ) außer Kraft .

Berlin , den 4 . September ISIS.
Der ReichsernährungSministe,

Schmidt .

84 .
Die Kartoffelerzeuger findverpflichtet, die Von ihne

geernteten Speisekartoffeln , soweit sie nicht nach de
Bestimmungen des Reichsernährungsministers oder d»
Reichskartoffelstelle von der Sicherstellung und Lies
vung ausgenommen sind und mcht nachweislich m
- östgscheine (88 10 ff.) abgegeben wurden , an die n

gelten gute , gesunde Kartoffeln von mindestens 2,7!
Zentimeter Größe.

Die Kartoffelerzeuger dürfen die von Mett geeintetett Kartoffeln , awh soweit sie freigelaffen sind, nur <n
d'e bestellten Aufkäufer oder auf Bezugscheine (8j
lOffi ) abgeben. Jede andere Abgabe ist verboten
dre Kartoffeln , auf welche sich die unzulässig« Hand
lung bezieht, unterliegen der Beschlagnahme uni
VerAllerklarung (8 17 der BundesratSvewrdnung von
18. Julr 1918 ) oder der Einziehung .

Uh . Reget««, de» « » kehr , mtt « artvffeln.
8 8.

Die Kommunalverbände haben die Versorgung ihrer
Bevölkerung mit Kartoffeln zu regeln und Höchstpreise
für den Kleinverkauf an die Verbraucher feftzusehen,
soweit nicht die Festsetzung durch den ReichSernLH .
rungsminister oder das Ministerium Le» Innern er-
folgt.

Die VersorgungSberechtigten dürfen Kartoffeln nur
durch den Kommunalverband oder auf Bezugsscheine
(88 10 ff.) beziehen. Jeder andere Erwerb ist ver¬
boten ; die Kartoffeln , auf welche sich die unzulässige
Handlung bezieht, unterliegen der Beschlagnahm« und
Berfallerklärung oder der Einziehung . Selbstversor.
ger gelten insoweit al» BersorgungSberechtigte.als ihre Ernte zur Deckung de» -« lässigen VerbramhS
nicht ausreicht . ^

Für vom Kommunalverband gelieferte Kartoffeln ,
welche nachweisbar zum menschlichen Genuß nicht
tauglich sind, ist dem Verbraucher Ersatz zu leisten.

MM. «WWW
». tztreW Wtzrrdaüett.

8 6.
Die Kommunalverbände sind befugt, den Versor .

gungsberochtigten, zu ermöglichen, ihren zulässigen
Bedarf an Kartoffeln für die Zeit vom 16. Novem -
ber ISIS ab auf die Dauer von 35 Wochen in Höhe
von 3 Zentnern für den Kops durch den Kommunal ,
verband zu beziehen. Diese Borversorgung soll nicht
gestattet werden , wenn der BersorgungSberechtigte

keine geeigneten Lagerräume besitzt oder vorzeitiger
Verbrauch zu befürchten ist. Die Kommunalverbände
geben bekannt , wann und in welcher Weise die Bor¬
versorgung erfolgen kaum

8 7.
Die Kommunalverbände können Anordnung treffen ,

daß diejenigen Versorgungsberechtigten , welche nach
ihren Einkommens - und Vermögensverhältniffen hier»
zu in der Lage sind und über geeignete Lagerräume
verfügen » ihren Bedarf an Kartoffeln für die Zeit
vom 16. November ISIS auf die Dauer von 35 Wochen
entsprechend den näheren Bestimmungen des Kommu-
nalverbandes erwerben und einlagern müssen. Für
die Angehörigen eines Haushalts ist der Haus -
haltungsvorstand zur Eindeckung verpflichtet. Er
(ann hierbei einen geringeren Bedarf seines Haus .
Halts als die zulässige Wochenkopfmenge zugrunde
legen ; macht er von dieser Möglichkeit Gebrauchs so
hat er , falls er mit seinem Vorrat nicht ausreicht, ge-
genüber dem Kömmunalverband keinen Anspruch auf
Nachlieferung der zu wenig in Anspruch, genommenen
Menge.-

3 «.
Die Abgabe von Kartoffeln an die Verbraucher tmrch

den Kommunalverband darf nur gegen Kartoffelkar.
ten erfolgen , soweit nicht die! Vorversorgung gemäß
88 6 oder 7 stattfindet . Im Fall der Vorversorgung
gemäß 88 6 und 7 oder mittels Bezugsscheins (88 10
ff .) erhält der Bersorgungsberechttgte für di« Dauer
der Vorversorgung keine Kartoffelkarten . Für vor .
zeitig verbrauchte Kartoffeln wird kein Ersatz geleistet .

Z s.
Wer Kartoffeln in Verwahrung hat , hat für ihre

zweckmäßige Lagerung und pflegliche Behandlung
Sorge zu tragen . Die Kommunalverbände haben sich
hierüber durch Nachschau zu verlässigen. Ergibt sich
eine ungeeignete Aufbewahrung der Kartoffeln ,
welche deren Verderben befurchten läßt , oder wird fest,
gestellt, daß der Besitzer seine Vorräte zu schnell ver¬
braucht , so sind die Kartoffeln vom Kommunalverband'
gegen Entschädigung wegzunehmen und dem bisheri¬
gen Besitzer Kartoffelkavten auszustellen .

8 io.
Di« Borversorgung durch unmittelbaren Bezug von

Kartoffeln durch den Versorgungsberechtigten beim
Erzeuger ist nur gestattet mittels eines Kartoffelbezug,
scheins nach dem vorgeschriebenen Muster .

Der Vordruck ist in 4 Abschnitte iv eingeteilt .
Zur Borversorgung auf Bezugsschein darf für eine

Person eine Wchstmenge von 3 Zentnern bezogen
und geliefert werden . Innerhalb dieser Höchstgrenze
kann der Bezug auch ! auf mehrere Bezugsscheine er¬
folgen. Die Borversorgungszeit wird vom 16. Novem .
ber ISIS ab auf die Dauer von 35 Wochen gerechnsr ,
auch wenn der Bezug dep Kartoffeln schon vorher
stattgefunden hat .

8 11.
Der Abschnitt ^ de» Bezugsscheins enthält auf der

Vorderseite den Vordruck für den Antrag auf Gestat.
tun « des Kartoffelbezugs und die Bescheinigung des
Bürgermeisteramts des Einfichrorts über die Menge,
zu deren Bezug der Antragsteller berechtigt ist, auf der
Rückseite den Vordruck für die Lieferungszusage des
Kartoffelerzeugers und die Höchstpveisbestimmungen.

Der Antragsteller muß die schriftliche Versicherung
abgeben, aus wieviel Personen sein Haushalt besteht ,
und daß er weder über genügend eigene Kartoffeln
verfügt , noch sich anderweit in zulässigem Umfang
eingedeckt Hab Wissentlich unrichtige Angaben werden
nach 8 17 der Dundesratsverordnung über die Errich¬
tung von Preisprüfungsstellen und die VersorgungS.
vegelung mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit
Geldstrafe bis zu 1500 Mark bestraft .

Der Antrag ist mit ausgesüllter Lieferungszusage
beim Bürgermeisteramt (Geschäftsstelle, Kartoffelamt,
Lebensmittelamt ) des Wohnorts des Beziehers einzu-
rvichenl und darf nach dem 18 . Oktober ISIS nicht
mehr gestellt werden . Die Bescheinigung des Bürger¬
meisteramts darf nach dem 31. Oktober ISIS nicht
mehr erteilt werden ; sie darf nur versagt werden,
wenn der Antragsteller keine geeigneten Lagerräume
besitzt oder vorzeitiger Verbrauch zu befürchten ist.
Das Bürgermeisteramt (Geschäftsstelle usw.) des
Wohnorts des Antragstellers ist berechtigt, für Ertei -
lung der Bescheinigung eine Gtbühr von höchstens
10 Pfg . für jeden Schein zu erheben . Die Erteilung
der Bescheinigung ist in einem Verzeichnis zu vermer.
ken .

Nach Ausstellung der Bescheinigung ist dsr ganze
Schein dem Kommunalverband des Ausfuhrorts zur
Erteilung der Ausfuhrgenehmigung zu übersenden.
Bei Übersendung find für die entstehenden Auslagen
20 Pf . in Briefmarken für jeden Spin beizufügen,
die je hälftig für den Kommunalverband des Ausfuhr-
orts und das Bürgermeisteramt des Ansfuhrorts be¬
stimmt sind. Die Ausfuhrgenehmigung darf nur ver-
weigert werden , wenn durch die Genehmigung ,

die Er¬
füllung der dem Kommunalverband obliegenden
Pflicht zur Versorgung der eigenen Bevölkerung deS
Bezirks mit Kartoffeln in Frage gespellt Würde ,

O .398 .2 .1 Heidelberg.
Die Rheinische Kreditbank»
Filiale Heidelberg, A. G»

Prozeßbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Kelter, v.
Campenhausen und Leon¬
hard in Heidelberg, klagt
gegen den vr . Teophil
Zegarski, früher in Hei¬
delberg, jetzt an unbekann .
ten Orten , unter der Be«
hauptung , daß ihr der Be.
klagte aus Darlehen den
Betrag von 6494 M . 50
Pf . schulde mit dem An¬
träge , auf Verurteilung
des Beklagten zur Zah.
lung des genannten Be¬
trages nebst 7,2 Prozent
Zinsen hieraus vom 1 . Ok.
tober ISIS. Die Klägerin
ladenden Beklagten zur
mündlichen Verhandlung
des Rechtsstreites vor di«
1 . Zivilkammer des Land¬
gerichts zu Heidelberg auf
Mittwoch , 10. Dez. ISIS,
vormittags S Uhr, mit dev
Aufforderung, einen bW
dem gedachten Gericht«
zugelassenen Anwalt zu!
bestellen .
Heidelberg, 6 . Oft . ISIS.
Der Gerichtsschrerber de»

Laichgerichts .

OLW .2 Konstanz. Der
Friseur Friedrich Schnell
lvr in Meßkirch, Kläger ,
vertreten durch Rechtsan«
Walt Or . Bittler i«
Stockach, klagt gegen seine
jetzt an unbekanntem Orte
in England sich aushaltend«
Ehefrau ! Anny Martha
Schnetzlrr geb. Winbor «,
Beklagte , auf Grund de»
8 1568 BGB . mit dem
Anträge auf Scheidung
der am 2. Dezember 1903
in Eastbourne in England'
geschloffenen Ehe dev
Streitteile aus Verschal. ^
den der Beklagten.

Der Kläger ladet die
Beklagte zur mündlichen
Verhandlung des Reps¬
streits vor die 2 . Zivil,
kammer des Landgericht»
Konstanz auf
Freitag , 28. Rov. ISIS,

vormittags S Uhr,
mit der Aufforderung , sich
durch einen bei diesem Ge¬
richte zugelaffenen Reps ,
anwalt als Prozeßvevoll-
mächtigten vertreten zu
lassen.

Konstanz . 2 . Okt. 1919.
Der Gerichtsschreiber de»

Landgericht ».

O .399 .2.1 Rastatt . Da»
Amtsgericht Rastatt hat
heute folgendes

Anfgebot
erlassen .

Di« Geschwister Elise
und Leonie Fischer, beide
ledig in Karlsruhe , haben
deantragt , ihren Müder ,
den am 14 . Juli 1876 in
Rastatt geborenen Arthur
Franz Augnst Fischer füe
tot zu erklären . Der Ge-
nannte ist im Jahre 1904
von Rastatt poch Amerika
ausgewandert und hat seit
dem Jahre . 1906 keine
Nachricht mehr von sich ge .
geben / Der Verschollene
wird ausgefordert, sich!
spätestens in dem auf
Dienstag , den 20. April
1920. vormittags 9 Uhr,
vor dem Amtsgericht Ra¬
statt bestimmten Aufge¬
botstermin zu melden, wi.
drigenfallS die Todeser¬
klärung erfolgen wird.

An alle, welche Aus¬
kunft über Leben oder To¬
des Verschollenen zu er¬
teilen vermögen, erMhk
>die Aufforderung! späte,
stens im Aufgebotstermin
dem Gerichte Anzeige zu
erstatten.

Rastatt , SO. Sept . ISIS.
Gerichtsschrerberei de»

Amtsgerichts.



Jy » Kalle - er Genehmigung des Ausfuhratttraos
Vrhät der Kommnnolvertxrnd des Ausfuhroers den
Abschnitt ^ zurück und übersendet die Abschnitte 8
gnd O nach vollständiger Ausfüllung je nach Antrag
dem Antragsteller oder Lieferer als portopflichtige
Dienstsache. Im KaS der Ablehnung des Ausfuhr -
antrags sendet der Kommunalverband den ganzen
Schein als portopslictstige Dienstsache mit dem Ver-
« er ! » Antrag abgelehnt" an das Bürgermeisteramt
des Wohnorts des Antragstellers zur weiteren Benach¬
richtigung desselben zurück . Über die Erledigung der
Anträge ist ein Verzeichnis zu führen .

8 12.
Der Abschnitt 8 enthält den Vordruck für die Be»
«inigung der Kommonalverbandes des Knsfuhrorts ,

atz der Äeferer zur Abgabe einer bestimmten Menge
Kartoffeln berechtigt ist und die Bescheinigung daß er
sie tatsächlich abgegeben hat . Die letztere Bescheini-
« mg ist bei Ausgabe zur Bahnbeförderung von der
Station des Ausfuhrorts , bei sonstiger Beförderung
rum dem Bürgermeisteramt LeSI Ausfuhrorts zu «r^
teilen . Sind beide Bescheinigungen erteilt , so dient
der Abschnitt dem Lieferer als Ausweis gegenüber
den Aufkäufern des Kommunalverbandes ; er hat ihn
daher sorgfältig aufzubewahren . Ist die Rücksendung
der Abschnitte 8 und O an Len Antragsteller erfolgt
(K 11 Absatz 6 Satz 1t , so hat der Lieferer dafür zu
sorgen, daß er in de» Besitz des Abschnitts 8 gelangt .

Die Kartosselmengeu, welche Kartofselerzeuger auf
Bezugscheine abgeben, werden ihnen auf die Mengen
angerechnet, welche auf Grund der Umlegung bei
ihnen sicher zu stellen »der von ihnen abzuliefern wä.
ren . Die erfolgte Abgabe ist in der Wirtschaftskarte
- es Lieferers zu vermerken.

8 13.
Der Abschnitt <7 dient Äs Beförderungsschein . Die

Bescheinigungen werden von dem Kommunalverband
des Ausfuhrorts und der Station oder dem Bürger »
« eisteramt des Ausfuhrorts erteilt ; § 12 Absatz 1
Satz 2 findet entsprechende Anwendung. Bei Beför¬
derung der Kartoffeln mit der Bahn ist der Befinde ,
rungsschein dem Frachtbrief , der Expreßgutkarte usw.
anzu schließen , bei Beförderung der Kartoffeln mit
Fuhrwerk oder als Gepäck, Trajfiast usw. hat ihn der
Beförderer bei sich zu führen und den mit der über »
vachung des Lebensmittelveriehrs Beauftragten auf
Verlangen vorzuzeigen.

Di« Beförderung darf nur an dem Tage erfolgen,welcher von der Bahnstation oder dem Bürgermeister ,amt des Versandorts als Abgangstag vermerkt ist.Nach dem 3». November ISIS ist die Beförderungüberhaupt nicht mehr zulässig. Erfordert der Versandtust der Bahn mehr als einen Tag , so muß die Ver-
sendnng <m dem als Beförderungstag Gezeichneten
Tage beginnen.

Di« Beförderung der Kartoffeln ohne Beförderung ^,
schein oder nach Ablauf seiner Gültigkeit ist verboten.Ohne Beförderungsschein oder nach Ablauf seiner
.Gültigkeit beförderte Kartoffeln unterliegen der Be»
hchlagnahme und Berfallerklärung oder der Ein¬
ziehung.

Mir den Versand von Kartoffeln , der nicht im Be»
-ugscheinversahren gemäß HZ 10 bis IV, IS Absatz 2
erfolgt , bleiben die Bestimmungen unserer Verordnungdom 2. April ISIS, Beförderung von Kartoffeln be .
treffend ( Gesetzes - und Verordnungsblatt Seite SS) ,maßgebend. Für die Beförderung von Kartoffelnvon dem mit Kartoffeln bebauten Grundstück zu dem
Betriebsfttze des Kartoffelerzeugers mit Fuhrwerk oder
Kraftwagen ist ein Beförderung »schein nicht erforder -
Ach-

8 14.
Die Bescheinigungen in Abschnitt v hat der Kom-

munalverband des Ausfuhrorts bei Genehmigung des
Ausfuhrantrags - em Bürgermeisteramt des Ausfuhr¬orts und dem Kommunalverband des Einfuhrorts zu
übersenden ; letzterer hat das Bürgermeisteramt ( Ge.
fchäftsstelle usw .) des EinfnhrortS von der Genehmi¬
gung zu verständigen.

8 IS.
Die Erwirkung eines Bezugscheins ist erforderlichbeim unmittelbaren Bezug von Kartoffeln sowohl aus

einem auswärtigen Kommunalverband als auch iu -
nerhalb des gleichen Kommunalverbands .

Wohnen der Bezieher und der Lieferer jn der glei¬
chen Gemeinde, so sind lediglich die Abschnitte und
8 und , sofern die Beförderung nicht innerhalb des
geschlossenen Orts erfolgt , auch der Abschnitt 0 zuverwenden . Die Genehmigung zum Bezug und zur
Abgabe ist von - em Bürgermeisteramt des Wohnorts
zu erteilen . Die Genehmigung da^ > nur verweigertwerden, wenn der Antragsteller keine geeigneten La¬
gerräume besitzt oder vorzeitiger Verbrauch zu be¬
fürchten ist.

8 is .
Bezugscheine können für die Dauer der Borversor .

gang (8 IS Absatz 2) auch auf Anstalten sowie auf
Gaststätten und ähnliche Betriebe ausgestellt werden,an erstere bis zu einer Höchftmenge von S Zentnern
«ruf den Kopf der in der Anstalt verpflegten Perso¬nen, an letztere bis zu einer Höchftmenge von 3 Zent -
nein für jeden HaushaltangehSrigen und Angestell,
«en ; in gleicher Weist können Bezugscheine auch auf
Fabriken und ähnliche Betriebe für die häusliche Ver-
sorgung ihrer Arbeiter und Angestellten nebst deren
HaushaltangehSrigen ausgestellt werden. Durch Ver.
Mittelung des Kommunalverbands kann der hiernach
zulässige Bedarf auch auf von der Geschäftsstelle der
Badischen Kartoffelversorgung zur Verfügung ge-
stellte, von ihr abgestempelte Frachtbriefe bezogen wer-den ; die von der Geschäftsstelle der Badischen Kar¬
toffelversorgung hierbei erteilten Weisungen sind zu
Geachten.

8 17
Beim Bezug von Kartoffeln von eigenen oder ge-

tzaOeten Grundstücken- welche außerhalb des W -Hn»
ortS des Besitzers gelegen sind , finden obige Besinn ,
mungen entsprechende Anwendung. Hat der Eigen-
tümer oder Pächter - aS Grundstück selbst bebaut oder
durch Angehörige seines Haushalts bebauen lassen , so
find er und seine Angehörigen bei Berechnung des
zulässigen Bedarfs als Selbstversorger anzusehen ; liegt»stse Voraussetzung nicht vor, so find sie als Verlor -
« mgSberechtigte auch dann zu behänder» , wenn fie die
Saatkartoffel » selbst geliefert habe».

8 1».
iBst Kommunalverbände haben der Badischen Kar -

wffrlversorgung spätestens auf 10. Dezember ISIS

für di«, einzelnen Gemeinden ihres Bezuts eine Zu-
sam>NMis : Äunv über die «ns Bezugschein« au«, und

. eingeführten Mengen einzureichrn.
8 1».

Die Ausfuhr von Kartoffeln aus dem Lande Baden
in das NeichSauÄand ist nur » it Genehmigung d?S
Ministeriums des Inner » , die Lnsftchr in die übrigen
deutschen Länder nur « it Genehmigung der Badischen
Kartoffelversorgung zulässig ; sie wird grundsätzlich
nur an minderbemittelte Verwandte der Kartoffel -
erzeugen zu» eigenen Verbrauch nutz an außerhalb
Ladens wohnende Eigentümer oder Pächter badischer
Grundstücke erteilt . Die Bestimmungen über den klei-
neu Grenzverkehr an der Reichsgrenze bleibe n unbe¬
rührt .

Die Ausfuhrbewilligung wird im Benehmen mit
dem Kommunalverband des Ausfuhrorts erteilt , wel¬
cher dem Versender die Abschnitte 8 und O - cS Be-
zugscheins nebst der Ausfuhrbewilligung übermittelt .
Letztere ist dem Besürderungsschein anzuschließen.

IV . StrofvestimmMzrn , Inkrafttreten der Verord¬
nung.

8 M.
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser

Verordnung werden, soweit nicht eine höhere Strafe
verwirkt ist, mit Gefängnis bis Kt 6 Monaten oder
mit Geldstrafe bis zu 1500 Mark bestraft.

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen des
ReichSernährrmgsministrrs über die Verpflichtungder Kartoffelerzeuger zur Sicherstellung und Liefe»
rung der Kartoffeln sowie gegen di« zu ihrer Durch¬
führung ergehenden behördlichen Anordnungen wer -
den mit Geldstrafe bi» zu ISO Marl oder « it Hast
bestraft -

8
Die §§ 3—1 treten am 15. September ISIS, die

übrigen Vorschriften mit dem Tage der Verkündigungin Kraft . Unsere Verordnung vom 3. September
1S18, Kartoffelverforgung betreffend ( Gesetzes , und
Verordnungsblatt Seite 283) , tritt auf den 18. Sep -
tember ISIS völlig außer Wirksamkeit.

.Karlsruhe , de» 11 . September ISIS
Ministerium des Inner ».

Remmele . vr . Schühly.

Höchstpreise für Ka rt offel » potr .

> den oder die von ihnen bestimmten Behörden können
> nähere Anordnungen treffen . Die Kartofselerzeuger

sind ferner verpflichtet, die zur Erhaltung und Pflege
erforderlichen Handlungen oorznnehmen . Sie dürfend« Kartoffeln in Höhe der bei ihnen sichergestellten
Mengen nicht verbrauchen »der beistjteschafsen. Durch" Rechtsgeschäft darf über d« fichengestellten Mengennur zur Erfüllung der Verpflichtung zur Lieferung^ verfügt werden . Rechtsgefchäftlichen Verfügungen ," di« im Wege der Zwangsvollstreckung oder Xrrestvoll.
ziehnng ersÄgen .

8 12.
Da » Eigentum an Kartoffeln , die »ach den aus

Grund dieser Verordnung erlassenen Bestimmungen
zu kiefern find, kann durch Anordnung der unteren
Verwaltungsbehörde auf den Kömmunalverband oder
die von der unteren Verwaltungsbehörde bezeichnet«
Person übertragen werden. Die Anordnung kann an
den einzelnen Besitzer oder an alle Besitzer des Bezrr.
keS oder eine» Teiles des Bezirkes gerichtet werten .
Fm ersten Falle geht das Eigentum über , sobald die
Anordnung dem Besitzer ! zugeht, im zweiten Falle
mit dem Ablauf des Tages nach Ausgabe des amt -
kchen Mattes , in dem die Anordnung amtlich veröf¬
fentlicht wird.

Der Enteignung soll die Aussonderung der zu ent -
eignendem Mengen varausgehen. Die untere Verwal¬
tungsbehörde kann die Kartofselerzeuger zur Ausson¬
derung der zu liefernden Mengen aufforder « und.wenn sie dieser Aufforderung nicht Nachkommen , die
Aussonderung aus ihre Kosten vornehmen lassen . Die
Vorschrift im Satz 2 gilt entsprechend für die Antiefe,
rung der enteignet «n Kartoffeln bis zur nächsten Ver.
ladestelke .

Für die enteign«ten Vorräte ist ein ÜbernahmrpreiS
zu zahlen , der unter Berücksichtigung des Höchstpreises
sowie der Güte und Verwertbarkeit der Vorräte festge .
setzt wird . Hat der zur Lieferung Verpflichtete einer
Aufforderung der untere » Verwaltungsbehörde zur
Lieferung innerhalb der ihm gesetzten Frist nicht i
Folge geleistet, so ist der ihm zu zahlende Übernahme,
preis um sechzig Mark für di« Tonne zu kürzen. Der
Betrag , untz den der übernaymepreis gekürzt wird,
fließt dem Kommunalverbande zu, aus dessen Bezirk
die enteignet« Menge in Anspruch genommen wird.

Streitigkeiten , die sich aus der Anwendung der Vor¬
schriften im Absatz 1 bis 3 ergeben, entscheidet endgül -
tig die höhere Verwaltungsbehörde des Bezirkes, in
dem sich die Kartoffeln zur Zeit der Anordnung be.
finden .

MMdM
MlültNÄiM.
Ticflauarbcit» für den

Bau zweier ttberholungsge-
keise in Haueneberstein nach

Finvnznrnnsierial Verord¬
nung vom 3. Januar ISO?
öffentlich zu vergeben: Erd¬
arbeiter , 50 cbm, Böschungs¬
arbeiten 70 gm, Straßen »
Verlegung 350 gm , Funda »
meutaushub 30 cdm, Be»
tonarbeiten 120 cbm. Pläne
und Bedingmshest auf un-
serem Zeichenbüro im Auf-
mrhmegebäude des neuen
Personenbahnhofs Karls¬
ruhe zur Einsicht Kein Ver¬
sand nach auswärts - An¬
gebote,Vordruckehierzu aus
unserem Zeichenbüroerhält¬
lich, mit entsprechenderAuf.
schüft spätestens bis zum
2S. Oktober ISIS , vormittag «
H Ahr , verschlossen und
postfrei bei uns cinzu-
reichen . Zuschlagsfrist 4
Wochen . KarU» uhe. den
8. Okwber ISIS - Vcchubau .
mtznlüo » S.

MSIWU M
Die Wasser- und Stra -,

ßeubnn-Jnsprttion Walds ,
Hut vergibt namens der;
chaupftichtigen Gemeinden!
in öffentlicher Verdingung
die Arbeiten zum Neubau
der Straße Rippolingen -
Lehenhof mit Anschluß
nach Harprstingen in drei
Losen. O .3S2 .2.1

Los I : Von Rippolingen
bis zum Enzenbrunn —
1030 ni ; S8S0 cdm Erdar -
beiten einfchl. Bestück und

I. Auf Grund des ß 4 Absatz 2 der Verordnung des' Reichs Ministeriums vom 15. Juli ISIS über die Preise
für landwirtschaftliche Erzeugnisse und für Schlacht-und Nutzvieh (ReichsgeseAlast Seite 647) wird mit
Zustimmung des ReichSernährungsmiuisters der
Höchstpreis für einen Zentner Kartoffeln aust der
Ernte ISIS beim Verkauf durch den Erzeuger , falhb - m
Lieferung nach dem 14. September ISIS erfolgt , auf7.60 M . festgesetzt . Dieser Preis schließt die Kostender Anfuhr zur Verladestelle des Versandorte» sowiedes Einladens in den Eisenbahnwagen oder da» Schiffein.

lL Aus Grund des 8 4 Absatz 3 der genannten « er-
ordnung werden mit Zustimmung der Reichskartoffel¬telle die Preise für den nach dem 14. September ISIS
tattfindenden Verkauf von Kartoffeln aus der Ernte
ISIS durch den Erzeuger unmittelbar am den Verbrau¬
cher wie folgt festgesetzt :

1 . Beim Verkauf in Mengen bis zu IS Zentnern
(beim Verkauf in Mengen über IS Zentnern gelten dt«
Bestimmungen unter I) :

a) ab Acker R>er Keller auf höchstens 7 M . 25 Pfg .
für den Zentner ;

d) frei Verladestelle des Versandortes einschließlichder Kosten des Einladens daselbst aus höchstens 7ch0
Mark für Len Zentner ;

2. bet Lieferung der 'Kartoffeln durch den Erzeugervor das Haus des Verbrauchers ohne Rücksicht darauf ,in welchen Mengen die Kartoffeln geliefert werden,
auf höchstens 8 M. 30 Pfg . für den Zentner .

Ilss . Die Preise sind Höchstpreise im Sinne des Ge¬
setzes betreffend Höchstpreis . Wer höhe« Preise als
die Höchstpreise fordert oder sich von einem anderen
gewähren oder versprechen läßt , wird auf Grund der
Bundesratsverordnung vom 8. Mai 1S18 gegen Preis -
treibecei (Reichsgesetzblatt Seite 396 ) bei vorsätzlicher
Zuwiderhandlung mit Gefängnis und mit Geldstrafebis zu 200000 Mark oder mit einer dieser Strafen ,bei fahrlässiger Zuwiderhandlung mit Gefängnis bis
zu einem Fahre und mit Geldstrafe bis zu 60000
Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft . Wer
wegen vorsätzlicher Zuwiderhandlung zweimal mit
Gefängnis bestraft worden ist. wird beim drittenmal
mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren , bss mildernden Am-
ständen mit Gefängnis nicht unter einem Monat be.
straft , daneben wiü » auf Geldstrafe bis zu 500000
Mark erkannt .

Die gleichen) Strafen treffen denjenigen , welcher
vorsätzlich zu der Zuwiderhandlung auffordert , an.
reizt oder sich erbietet .

Reben der Strafe wird ein Betrag eingezogen, der
dem über den Höchstpreis erzielten Erlös entspricht.
Neben der Strafe kann ferner aus Einziehung der Ge-
genstände erkannt weiden, auf die sich die strafbare
Handlung bezieht (ohne Unterschied, ob sie dem Täter
gehöreu oder nicht) . Neben Gefängnis kan» auf Ver-
tust Lest bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden ;neben Zuchthaus ist auf diesen Verlust zw erkennen.
Neben der <Ärafe kann schließlich angeordnet werden,
daß die Verurteilung auf Kosten des Schuldigen öf-
fentlich bekannt zu machen ist ; bei einer zum dritten¬
mal erfolgenden Bestrafung muß die» augeordnet
werden.

Karlsruhe , den 11. September ISIS.
Minister !»» de« Inner «.

Remmele . Vr . Kelterer.

Jn Verbindung hiermit geben vir die KZ II , 12, 15,17 und 18 der Bundesratsversrdnung vom 18. Juki
1S18 über Kartoffeln betreffend, die für das bevor¬
stehende Wirtschaftsjahr unverändert weiter gilt . be.
kann.

8 11-
Die Kartoffelerzeuger sind verpflichtet , die Kartof -

fel» fachgemäß zu ernten . Die Landeszentralbehör .

8 IS.
Die Beamten der Polizei »nd die von der Reichskar¬

toffelstelle, den Vermittlungsstellen , den Kommunal -
verbänden oder der Polizeibehörde beauftragten Per¬
sonen sind befugt, in Räume , in den Kartoffel gela¬
gert, fei(gehalten oder verarbeitet werden oder in
denen Kartoffeln zu vermuten sind, sowie in Räume ,
in Lenen Vieh gehalten oder gefüttert wird, einzutre .
ten , daselbst Besteigungen vorzunehmen, Geschäfts¬
aufzeichnungen sinzusehen und die vorhandenen Vor.
räte festzustellen.

Die Besitzer der Räume sowie die von ihnen bestell¬
ten Betriebsleiter ! und Aufsichtspersonen haben den
nach Absatz 1 zum Betreten der Räume Berechtigten
auf Erfordern die Vorräte sowie deren Herkunft , ins¬
besondere bet Erwerb von Dritten den Veräußerer
nach Namen und Wohnung und den Kaufpreis anzu -
geben und Auskunft über die Verwendung der Vor.
räte zu erteilen . Sie haben den zum Betreten der
Räume Berechtigten auf Erfordern bei der Feststel¬
lung der Vorräte Hilfe zu leisten. Wird die Hilfelei.
stung verweigert , so kann die zuständige Behörde die
erforderlichen Arbeiten auf Kosten des Verpflichteten
durch Dritte vornehmen lassen .

8 17.
Der Kömmunalverband kann Kartoffeln , die einen

ordnungsmäßig ergangenen Aufforderung zuwider
nicht angezeigt oder bei behördlicher Nachprüfung ver¬
heimlicht oder sonstwie der Aufnahme entzogen werden
oder die der Kartofselerzeuger vorschriftswidrig zu
verwenden oder zu veräußern sucht, sowie Kartoffeln ,die unbefugt in den Verkehr gebracht werden, ohne
Zahlung einer Entschädigung zugunsten des Kommu¬
nalverbandes für , verfallen erklären . Der Kommu¬
nalverband kann schon vor der Berfallerklärung die
zur Sicherstellung der Kartoffeln erforderlichen An¬
ordnungen treffen .

Gegen die Verfügung ist Beschwerde zulässig. Über
die Beschwerde entscheidet die höhere Berwaltungsbe -
Hörde endgültig . Die Beschwerde bewirft keinen Auf.
schub.

8 18. ,
*

Mit Gefängnis bis zu einem Jahve und mit Geld¬
strafe bis zu zehntausend Mstrk ode» mit einer dieser
Strafen wird bestraft :

1 . wer den auf Grund des 8 2. Z 13 Absatz 1 er .
lassenrn Bestimmungen zuwiderhandelt ,

2. wer den Vorschriften im 8 11 oder den auf Grund
des § 11 erlassenen Bestimmungen zuwiderhandelt .

3. wer die Auskunft , zu der nach 8 7 Absatz 3, 8 1b
Absatz 2 oder nach den auf Grund des 8 12 Absatz 2
erlassenen Bestimmungen verpflichtet ist . nicht erteilt
oder wissentlich unrichtige oder unvollständige Angabe»
macht,

4. wer der Vorschrift im 8 1b zuwider den Eintritt
iu die Räume , die Besichtigung, die Einsicht in die Ge-
schäftsaufzeichnungen, die Feststellung der vorhande¬
nen Vorräte oder die Hilfeleistung bei dieser Festste!,
lung verweigert .

Neben der Strafe könne» die Vorräte , auf die sich
die strafbare Handlung bezieht, eingezogen werden,
ohne Unterschied, ob sie dem Täter gehören oder nicht,
soweit sie nicht gemäß 8 17 für verfallen erklärt wor¬
den sind .

Bei vorsätzlichem Verschweigen , Beiseiteschaffen,
Veräußern oder Verfüttern von Vorräten muß die
Geldstrafe , wenn ausschließlich auf sie erkannt wird,
mindestem» dem zwanzigfachen Werte der Vorräte
glerchkommen , auf die sich die strafbare Handlung be-
zieht .

Vorstehende Bekanntmachung bringen wir hiermit
zur öffentlichen Kenntnis . O .-Z. 281

Badisches Bezirksamt — Aommuualverband-Laqd.

^Beschotterung.
Los 2 : Von Hcirpolin-

ge » bis Enzenbrunn
1100 in ; 4450 cdm Erdar¬
beiten einschl . Gestück untz
Beschotterung.

Los Hl : Vom Enzen-
brunn bis zum Lehenhü
— 1360 rn ; 7860 cdm Erd -
arbeiten einschl . Gestück u.
Beschotterung.

Angebotsvordrucke find
auf der Wasser- u . Stra -
tzenbauinspektion Walds ;
Hut erhältlich , woselbst
auch die Verdingungsun¬
terlagen und Pläne ein¬
gesehen werden können.

Angebote aus alle oder
einzelne Lose find ver¬
schlossen und portofrei mit
der Aufschrift . Straßen¬
bau Rippolrngen -Harpo-
hingen -Lehstnhoft bis 25.
Oktober ds. IS ., nachmit-
tag» 2 Uhr, an die Inspek¬
tion einzureichen . Zus
schlagsfrift : 3 Wochen .

Mrchfelvevkehv
de«tfchrr Kühne«.

Am 1. Oktober l. I - sind
die in den deutschen
Wechselverkehren mit den
preußisch -hessischen Staats¬
eisendahnen und an»
schließenden Privatbahnen
sowie mit den sächfichen
Staatseisenbahnen beste¬
hendenAusnahmetarifhefte
4 0 II und SOII (Verkehr
mit Baden ) aufgehoben
worden. An deren Stelle
tritt ein gemeinschaftliche-
Ausnahmetarifheft 1 O II .
Die Frachtsätze enthalten
die Berkehrsabgabe sowie
die Kriegs- und Teuerung -
zuschläge - Verkaufspreis
SO Pfennig . O -423
Karlsruhe , 8 . Oktober ISIS .

Geueraldirektion

Erhöhung dev
Gütertarife i« de«

i«teruati »«ate«
Verkehren .

Am 1 . Oktober ISIS ist
die Zuschlagstafel I zur
Berechnung des Frachtzu -
schlagS infolge der aber¬
maligen Tariferhöhung um
50 v- H . für den deuffchen
Durchlauf in den inter¬
nationalen Verkehren in
Kraft getreten . Die Zu -
schlagstafel I wird nur rm
Deutsch-Dänischen Guta >

angetveusel sns
kann zum Preise von 30
Pfg . für das Stuck bezogen
werden- Q423
Karlsruhe , 8 . Oftober ISIS .

Generaldirektiou
der Bad Staatseisendahne».
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